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Wir laden die Aktionärinnen und Aktionäre  
hiermit ein zu der am Freitag, den 28. August 2020, 
um 10:00 Uhr stattfindenden  

ordentlichen Hauptversammlung, 
die als  

virtuelle Hauptversammlung  

abgehalten wird, d.h. ohne physische Präsenz 
der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten.

Die Hauptversammlung findet in den Geschäftsräumen der Gesellschaft  
in Remscheid, Lempstraße 24, 42859 Remscheid statt. Der Vorstand hat  
vor dem Hintergrund der COVID-19-Pandemie mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats entschieden, zum Schutz vor mit dem Corona-Virus verbundenen 
 Gesundheitsgefahren die Möglichkeit gemäß § 1 Absatz 2 des Gesetzes 
über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- 
und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der 
COVID-19-Pandemie („COVID-19-Gesetz“) (veröffentlicht als Art. 2 des 
Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, 
 Insolvenz- und Strafverfahrensrecht, veröffentlicht im Bundesgesetzblatt, 
Teil I, vom 27. März 2020), zu nutzen und die Hauptversammlung ohne 
physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme 
der/des Stimmrechtsvertreter(s) der Gesellschaft) als virtuelle Hauptver-
sammlung abzuhalten. 

Wir bitten die Aktionärinnen und Aktionäre in diesem Jahr daher 
um besondere Beachtung der nach der Tagesordnung in  dieser 
 Einberufung unter Ziffer II. enthaltenen Hinweise zur  Anmeldung 
zur Hauptversammlung, zur Ausübung des Stimmrechts sowie zu 
weiteren Aktionärsrechten. 
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I. Tagesordnung 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des gebilligten 
Konzernabschlusses, des Konzernlageberichts sowie des Berichts 
des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2019

2. Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands 
für das Geschäftsjahr 2019 

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des 
 Vorstands für das Geschäftsjahr 2019 Entlastung zu erteilen. 

 Herr Bernd Schafstein hat dem Vorstand im Berichtsjahr bis zum  
14. April 2019 angehört. Herr Frank Schafstein hat dem Vorstand 
im Berichtsjahr ab dem 15. April 2019 angehört.  

3. Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrats 
für das Geschäftsjahr 2019

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des 
 Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2019 Entlastung zu erteilen.  

 Dem Aufsichtsrat haben im Berichtsjahr 2019 die Herren  
Prof. Dr. Michael Nelles, Michael Reeder (ab dem 11. März 2019) 
und Bernd Schafstein (ab dem 15. Mai 2019) sowie Michael Auracher 
(bis zum 15. Februar 2019) und Frank Schafstein (bis zum 14. April 2019)
angehört. 

4. Bestellung des Abschlussprüfers und Konzernabschlussprüfers 
für das Geschäftsjahr 2020 

 Der Aufsichtsrat schlägt vor, die MORISON SAARBRÜCKEN GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Saarbrücken, zum Abschlussprüfer 
und Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2020 zu bestellen. 

5. Beschlussfassung über die Herabsetzung des Grundkapitals der 
Gesellschaft im Wege einer vereinfachten Kapitalherabsetzung 
nach §§ 229 ff. AktG zum Zwecke des Ausgleichs von Wertmin-
derungen, der Deckung von Verlusten und der Einstellung in die 
Kapitalrücklage und über die Anpassung von § 5 der Satzung
Die Bilanz der Brüder Mannesmann Aktiengesellschaft zum 31. Dezem -
ber 2019 (nach HGB) weist auch nach Auflösung der Kapitalrücklage 
einen Verlust aus. Es ist zudem davon auszugehen, dass sich die aufge -
laufenen Verluste im Sinne des § 229 AktG zum Zeitpunkt der Haupt-
versammlung noch ausgeweitet haben werden bzw. in absehbarer 
Zeit ausweiten.  

 Solange ein Verlustvortrag besteht, ist die Brüder Mannesmann 
Aktien gesellschaft nicht in der Lage, Dividendenzahlungen aus etwaigen
Jahres überschüssen kommender Geschäftsjahre vorzunehmen. Das 
heißt, sie kann auch bei positiven Jahresergebnissen keine Dividenden 
an die Aktionäre zahlen; vielmehr müssten etwaige Jahresüberschüsse 
zunächst zum vollständigen Ausgleich des Verlustvortrags verwendet 
werden.
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 Solange die Dividendenfähigkeit der Gesellschaft nicht wiederherge-
stellt ist, ist sie grundsätzlich auch nicht in der Lage, eigene Aktien bei 
sich bietenden Gelegenheiten zu erwerben. Das Aktiengesetz bietet 
mit der vereinfachten Kapitalherabsetzung in § 229 AktG einen Weg, 
Verluste zu decken.  

Um die Dividendenfähigkeit über eine vereinfachte Kapitalherabsetzung
wiederherzustellen, muss gemäß § 233 Absatz 1 AktG eine Kapitalrück -
lage in Höhe von zehn von Hundert des herabgesetzten Grundkapitals 
bestehen.  

 Nach Einschätzung der Verwaltung liegt es im Interesse der  
Aktionäre, möglichst frühzeitig an etwaigen Jahresüberschüssen kom-
mender Geschäftsjahre partizipieren zu können. Zugleich dürfte sich 
auch die Wahr nehmung der Gesellschaft am Kapitalmarkt verbessern, 
wenn die Dividendenfähigkeit hergestellt würde und Ausschüttungen 
und der Erwerb eigener Aktien möglich würden. Potenzielle neue In-
vestoren dürften auf diesen Gesichtspunkt Wert legen.  

 Das Grundkapital der Gesellschaft in Höhe von EUR 13.500.000, ein-
geteilt in 4.500.000 auf den Inhaber lautenden Stückaktien, soll daher 
nach §§ 229 ff. AktG herabgesetzt werden, um Wertminderungen 
auszugleichen, sonstige Verluste zu decken und weitere Beträge in 
den Grenzen des § 231 AktG in die Kapitalrücklage einzustellen. 

Die Nennbeträge des genehmigten Kapitals in § 5 Absatz 3 der Satzung
(Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 30. August 2023 einmalig oder 
mehrmalig in Teilbeträgen um bis zu insgesamt EUR 6.750.000 gegen 
Bar- und/oder Sacheinlagen durch Ausgabe von bis zu 2.250.000 neuen
auf den Inhaber lautenden Stückaktien zu erhöhen (Genehmigtes Kapi-
tal 2018).) und des bedingten Kapitals in § 5 Absatz 4 der Satzung (Das 
Grundkapital ist um bis zu EUR 6.750.000 durch Ausgabe von bis zu 
2.250.000 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt er-
höht (Bedingtes Kapital 2018).) sollen entsprechend angepasst werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, wie folgt zu beschließen: 

a) Das bestehende Grundkapital der Gesellschaft von EUR 13.500.000,
eingeteilt in 4.500.000 auf den Inhaber lautende Stückaktien mit 
 einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von EUR 3,00 je Stück-
aktie, wird nach den Vorschriften über die vereinfachte Kapitalherab -
setzung nach den §§ 229 ff. AktG zum Zwecke des Ausgleichs von 
Wertminderungen, der Deckung von Verlusten und der Einstellung 
in die Kapitalrücklage der Gesellschaft um EUR 3.600.000 auf EUR 
9.900.000 herabgesetzt, so dass der anteilige Betrag des Grund -
kapitals je Stückaktie sodann EUR 2,20 beträgt. Dabei entfällt ein 
Herabsetzungsbetrag in Höhe von EUR 2.610.000 zum Zwecke des 
Ausgleichs von Wertminderung und der Deckung von sonstigen 
Verlusten.
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 Der restliche Herabsetzungsbetrag in Höhe von EUR 990.000 wird 
in die Kapitalrücklage der Gesellschaft nach § 266 Absatz 3 A II HGB
eingestellt, die zuvor zum Ausgleich von Verlusten vollständig auf-
gelöst worden war. Der Vorstand wird ermächtigt, über die weiteren
Einzelheiten der Durchführung des Beschlusses mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats zu entscheiden. 

b) § 5 Absatz 1 der Satzung (Grundkapital) erhält mit dem 
 Wirksamwerden der Kapitalherabsetzung folgende Fassung: 

 „(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 9.900.000.“ 

c) § 5 Absatz 3 Satz 1 der Satzung (Genehmigtes Kapital 2018) erhält 
mit dem Wirksamwerden der Kapitalherabsetzung folgende Fassung: 

 „Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft  
mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 30. August 2023 einmalig
oder mehrmalig in Teilbeträgen um bis zu insgesamt EUR 4.950.000 
gegen Bar- und/oder Sacheinlagen durch Ausgabe von bis zu 
2.250.000 neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien zu 
 erhöhen (Genehmigtes Kapital 2018).“ 

d) § 5 Absatz 4 Satz 1 der Satzung (Bedingtes Kapital 2018) erhält mit 
dem Wirksamwerden der Kapitalherabsetzung folgende Fassung: 

 „Das Grundkapital ist um bis zu EUR 4.950.000 durch Ausgabe von 
bis zu 2.250.000 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien 
bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2018).“ 

6. Beschlussfassung über die Erteilung einer Ermächtigung  
zum Erwerb und zur Veräußerung eigener Aktien und zum 
Ausschluss des Bezugs- und des Andienungsrechts sowie zur 
Einziehung eigener Aktien 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen:

a) Die Gesellschaft wird ermächtigt, bis zum 27. August 2025 eigene 
Aktien in einem Umfang von bis zu insgesamt 10 % des zum Zeit-
punkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung bestehenden 
Grundkapitals oder – falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeit-
punkt der Ausübung dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapi-
tals zu erwerben. Die erworbenen eigenen Aktien dürfen – zusam-
men mit anderen eigenen Aktien, die sich im Besitz der Gesellschaft 
befinden oder ihr nach §§ 71 ff. AktG zuzurechnen sind – zu keinem 
Zeitpunkt 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft übersteigen. 

b) Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträgen, einmalig oder 
mehrmals, durch die Gesellschaft ausgeübt werden und auch durch 
abhängige oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende Unter -
nehmen oder für ihre oder deren Rechnung durch Dritte durch -
geführt werden. Die Ermächtigung darf nicht zum Zwecke des 
 Handels in eigenen Aktien ausgenutzt werden. 
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c) Der Erwerb hat (1) über die Börse oder (2) mittels eines an alle Akti-
onäre der Gesellschaft gerichteten öffentlichen Kaufangebots oder 
mittels einer öffentlichen Aufforderung an die Aktionäre zur Abga-
be von Verkaufsangeboten zu erfolgen. 

(1) Beim Erwerb eigener Aktien über die Börse darf der Gegenwert 
für den Erwerb je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den maß-
geblichen Börsenkurs der Aktien der Gesellschaft nicht um 
mehr als 15 % über- oder unterschreiten. Als maßgeblicher 
Börsenkurs im Sinne der Ermächtigung gilt in diesem Fall der 
gewichtete arithmetische Mittelwert der Börsenkurse der Aktien 
der Gesellschaft, die als Schlusskurse an der Frankfurter Wert-
papierbörse im Xetra-Spezialisten-Modell (vormals Parketthandel,
oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) und als Schluss-
kurse an der Münchner Wertpapierbörse während der letzten 
fünf Handelstage vor der Eingehung der Verpflichtung zum Er-
werb der eigenen Aktien festgestellt werden (soweit an diesen 
Handelsplätzen eine Notierung besteht). 

(2) Erfolgt der Erwerb eigener Aktien über ein öffentliches Kauf -
angebot an alle Aktionäre der Gesellschaft oder mittels einer 
öffentlichen Aufforderung an die Aktionäre zur Abgabe von 
Verkaufsangeboten, dürfen der gebotene Kaufpreis oder die 
Grenzwerte der gebotenen Kaufpreisspanne je Aktie (ohne Er-
werbsnebenkosten) den maßgeblichen Börsenkurs der Aktien 
der Gesellschaft nicht um mehr als 15 % über- oder unter-
schreiten. 

 Als maßgeblicher Börsenkurs im Sinne der Ermächtigung gilt in 
diesem Fall der gewichtete arithmetische Mittelwert der Börsen -
kurse der Aktien der Gesellschaft, die als Schlusskurse an der 
Frankfurter Wertpapierbörse im Xetra-Spezialisten-Modell (vor-
mals Parketthandel, oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) 
und als Schlusskurse an der Münchner Wertpapierbörse während
des sechsten bis dritten Handelstages (jeweils einschließlich) vor 
dem Tag der Veröffentlichung des Angebots bzw. der Aufforde-
rung zur Abgabe von Verkaufsangeboten festgestellt werden 
(soweit an diesen Handelsplätzen eine Notierung besteht). 

 Ergeben sich nach Veröffentlichung eines Kaufangebots bzw. 
der öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsange-
boten nicht unerhebliche Abweichungen des Börsenkurses vom 
festgesetzten Kaufpreis bzw. den Grenzwerten der gebotenen 
Kauf- bzw. Verkaufspreisspanne, so kann das Angebot bzw. die 
Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten angepasst 
werden. Referenzzeitraum für die Ermittlung des maßgeblichen 
Börsenkurses sind in diesem Fall die drei Handelstage vor dem 
Tag der Veröffentlichung einer etwaigen Anpassung; die vorge-
nannte 15 % Grenze für das Über- oder Unterschreiten ist auch 
in diesem Fall anzuwenden. 
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 Sollte das Volumen der angebotenen Aktien das vorgesehene 
Erwerbsvolumen überschreiten, kann die Annahme – unter 
 insoweit partiellem Ausschluss eines eventuellen Andienungs-
rechts – im Verhältnis der jeweils angebotenen Aktien (Andie-
nungsquoten) zueinander anstatt nach dem Verhältnis der 
 Beteiligung der andienenden Aktionäre an der Gesellschaft  
(Beteiligungsquoten) erfolgen. Eine bevorrechtigte Annahme 
der zum Erwerb angebotenen bzw. angedienten Aktien der 
Gesellschaft von bis zu 100 Stück je Aktionär kann – ebenfalls 
unter insoweit partiellem Ausschluss eines eventuellen Andie-
nungsrechts – vorgesehen werden sowie zur Vermeidung rech-
nerischer Bruchteile von Aktien eine Rundung nach kaufmänni-
schen Grundsätzen. 

 Die nähere Ausgestaltung des Angebots bzw. einer an die 
 Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe 
von Verkaufsangeboten bestimmt der Vorstand der Gesell-
schaft. Der Vorstand ist insbesondere ermächtigt, Andienungs-
rechte an die Aktionäre auszugeben. Diese würden für jede 
vom Aktionär gehaltener Aktie der Gesellschaft zugeteilt wer-
den. Gemäß dem Verhältnis des Grundkapitals der Gesellschaft 
zum Volumen der von der Gesellschaft zurückzukaufenden Ak-
tien würde eine entsprechend festgesetzte Anzahl Andienungs-
rechte zur Veräußerung einer Aktie der Gesellschaft an diese 
berechtigen (Andienungsverhältnis). Die nähere Ausgestaltung 
der Andienungsrechte, insbesondere ihr Inhalt, die Laufzeit und 
gegebenenfalls ihre Handelbarkeit, bestimmt der Vorstand der 
Gesellschaft. 

d) Der Vorstand wird ermächtigt, die auf Grund dieser Ermächtigung 
erworbenen eigenen Aktien über die Börse oder über ein Angebot 
an alle Aktionäre zu veräußern. Bei einem Angebot an alle Aktionäre
kann der Vorstand das Bezugsrecht für etwaige Spitzenbeträge mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats ausschließen. Der Vorstand wird ferner
ermächtigt, die aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen eigenen 
Aktien auch zu den folgenden Zwecken, zu verwenden: 

(1) Die erworbenen eigenen Aktien können mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
an Dritte gegen Sachleistung veräußert werden, insbesondere 
zum Zwecke der Durchführung von Unternehmenszusammen-
schlüssen oder zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmens-
teilen und/oder Beteiligungen an Unternehmen. 

(2) Die erworbenen eigenen Aktien können mit Zustimmung des 
 Aufsichtsrats unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
in anderer Weise als über die Börse oder durch ein Angebot an 
alle Aktionäre veräußert werden, wenn die Aktien gegen Bar-
zahlung zu einem Preis veräußert werden, der den Börsenpreis 
der Aktien der Gesellschaft nicht wesentlich unterschreitet.
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 Diese Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts gilt  
mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss des Bezugsrechts 
veräußerten eigenen Aktien 10 % des Grundkapitals nicht 
übersteigen dürfen, und zwar weder 10 % des Grundkapitals, 
das im Zeitpunkt der Erteilung der Ermächtigung besteht, noch 
10 % des Grundkapitals, das im Zeitpunkt der Ausnutzung der 
Ermäch tigung zum Ausschluss des Bezugsrechts besteht. Auf 
die vorgenannte 10 %-Grenze werden Aktien angerechnet, die 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund anderer 
Ermächtigungen in unmittelbarer oder entsprechender Anwen-
dung von § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG unter Bezugsrechtsaus-
schluss veräußert oder ausgegeben wurden; anzurechnen sind 
ferner diejenigen Aktien, die zur Bedienung von Schuldverschrei-
bungen oder Genussrechten mit Wandlungs- oder Optionsrechten 
bzw. einer Options- oder Wandlungspflicht ausgegeben werden
bzw. auszugeben sind, sofern diese während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung auf Grund einer anderen Ermächtigung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts von der Gesellschaft oder einer 
unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbeteiligungsgesell-
schaft der Gesellschaft in entsprechender Anwendung des § 186
Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. 

e) Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats, die erworbenen eigenen Aktien ganz oder teilweise ohne wei-
teren Hauptversammlungsbeschluss einzuziehen. Er ist im Rahmen
der Einziehung ferner ermächtigt, die Einziehung von Stückaktien 
entweder mit oder ohne Kapitalherabsetzung vorzunehmen. Erfolgt 
die Einziehung von Stückaktien ohne Kapitalherabsetzung, so erhöht
sich der Anteil der übrigen Aktien am Grundkapital gem. § 8 Absatz 
3 AktG. Für diesen Fall ist der Vorstand zudem ermächtigt, die An-
gabe der Zahl der Aktien der Gesellschaft in der Satzung anzupassen
(§ 237 Absatz 3 Ziffer 3. AktG). 

f) Die vorstehenden Ermächtigungen können einmal oder mehrmals, 
einzeln oder zusammen ausgeübt werden. 

g) Als Schlusskurse im Sinne dieser Ermächtigung gelten die an einem 
Handelstag letzten jeweils festgestellten Börsenkurse. Die Vorschrif-
ten des Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetzes sind zu beach-
ten, sofern und soweit diese Anwendung finden. Der Vorstand wird
beim Erwerb eigener Aktien die gesetzlichen Bestimmungen, insb. 
zur vorausgesetzten möglichen Bildung von Rücklagen in Höhe der 
Aufwendungen für den Erwerb (§ 71 Absatz 2 Satz 2 AktG) pflicht-
gemäß beachten.
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Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 6 über den  
Ausschluss des Bezugsrechts und des Andienungsrechts bei  
Erwerb und Veräußerung eigener Aktien gemäß § 71  
Absatz 1 Nr. 8 Satz 5 i. V. m. § 186 Absatz 4 Satz 2 AktG

Vorstand und Aufsichtsrat beabsichtigen, der Hauptversammlung am  
28. August 2020 vorzuschlagen, die Gesellschaft zu ermächtigen, eigene 
Aktien mit einem höchstens auf diese Aktien entfallenden anteiligen Betrag 
von 10 % des Grundkapitals zu erwerben. Die Ermächtigung wird mit 
 Beschlussfassung der Hauptversammlung wirksam und gilt bis zum  
27. August 2025. 

Bei dem Erwerb eigener Aktien ist der Grundsatz der Gleichbehandlung 
 gemäß § 53a AktG zu wahren. Der vorgeschlagene Erwerb der Aktien über 
die Börse oder durch ein öffentliches Kaufangebot bzw. eine öffentliche 
Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten trägt diesem Grundsatz 
Rechnung. Übersteigt die zum festgesetzten Preis angebotene Menge die 
von der Gesellschaft nachgefragte Anzahl an Aktien, so muss eine Zutei-
lung der Annahme der Verkaufsangebote erfolgen. Dabei kann die Repar-
tierung nach dem Verhältnis der angedienten Aktien (Andienungsquoten) 
statt nach Beteiligungsquoten erfolgen, weil sich das Erwerbsverfahren so 
einfacher in einem wirtschaftlich vernünftigen Rahmen technisch abwickeln 
lässt. Des Weiteren soll es möglich sein, eine bevorrechtigte Annahme kleiner
Offerten oder kleiner Teile von Offerten bis zu maximal 100 Stück Aktien 
vorzusehen. Der hiermit einhergehende partielle Ausschluss eines etwaigen 
Andienungsrechts der Aktionäre dient der Erleichterung der technischen 
Abwicklung und soll gebrochene Beträge bei der Festlegung der zu erwer-
benden Quoten und kleine Restbestände vermeiden, weshalb er durch ein 
Gesellschaftsinteresse sachlich gerechtfertigt ist. 

Soweit der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats dazu ermächtigt 
werden soll, bei einer Veräußerung von eigenen Aktien im Rahmen eines an
die Aktionäre gerichteten Verkaufsangebots das Bezugsrecht der Aktionäre 
für Spitzenbeträge auszuschließen, dient dies dazu, die Abgabe erworbener 
eigener Aktien im Wege eines Angebots an die Aktionäre technisch pro-
blemlos durchführen zu können. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der 
Aktionäre ausgeschlossenen eigenen Aktien würden entweder durch Ver-
kauf an der Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft 
verwertet.
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Der Vorstand soll auch ermächtigt werden, die erworbenen eigenen Aktien 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre an Dritte gegen Sachleistung zu veräußern, insbesondere zum 
Zwecke der Durchführung von Unternehmenszusammenschlüssen oder 
zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen und/oder Beteiligungen
an Unternehmen. Die Gesellschaft soll so die Möglichkeit erhalten, eigene 
Aktien zur Verfügung zu haben, um diese als Gegenleistung beim Erwerb 
von Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen anbieten zu können.
Diese Form der Gegenleistung ist häufig im internationalen und nationalen 
Wettbewerb um interessante Akquisitionsziele erforderlich. 

Durch die Hingabe von Aktien bei Unternehmensakquisitionen kann die 
 Liquidität der Gesellschaft zudem geschont werden. Häufig fordern Verkäufer
von Unternehmen auch eine Beteiligung am Käufer als Gegenleistung, um 
so am weiteren Unternehmenserfolg teilhaben zu können. Mit der vorge-
schlagenen Ermächtigung wird der Gesellschaft die notwendige Flexibilität 
verliehen, eigene Aktien als Akquisitionswährung einsetzen zu können und 
so auf für sie vorteilhafte Angebote zum Erwerb von Unternehmen oder 
von Beteiligungen an Unternehmen flexibel reagieren zu können. Bei Sach-
einlagen muss der Wert der Sacheinlage bei einer Gesamtbeurteilung ange-
messen sein, so dass relevante Vermögensbeeinträchtigungen der Aktionäre
daher nicht zu befürchten sind. Wenn sich konkrete Erwerbsmöglichkeiten 
bieten, wird der Vorstand diese sorgfältig im Interesse der Gesellschaft prü-
fen und die ihm erteilte Ermächtigung nur dann ausnutzen, wenn der Aus-
schluss des Bezugsrechts der Aktionäre zur Erreichung des mit der Ausgabe 
der Aktien verfolgten Zwecks im Gesellschaftsinteresse geeignet und erfor-
derlich und in Ansehung der Aktionärsinteressen angemessen ist. Konkrete 
Pläne für ein Ausnutzen dieser Ermächtigung bestehen derzeit nicht. 

Zudem soll der Vorstand ermächtigt werden, unter Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionäre, die Aktien gegen Barzahlung in anderer Weise als 
über die Börse oder durch ein Angebot an die Aktionäre mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats zu veräußern. Für die künftige geschäftliche Entwicklung 
der Gesellschaft ist eine angemessene Ausstattung mit Eigenkapital von 
 besonderer Bedeutung. Dazu gehört auch die Möglichkeit, jederzeit zu 
 angemessenen Bedingungen Eigenkapital am Markt aufnehmen zu können 
und ggf. eigene Aktien in dem genannten Rahmen flexibel zu veräußern. 
Die Gesellschaft muss insoweit auch in der Lage sein, sich weitere Investoren-
gruppen erschließen zu können. Dies kann im Einzelfall auch den Erwerb 
 eigener Aktien und die Nutzung dieser Aktien zur Weitergabe an bestimm-
te Investoren erfordern. Durch eine marktnahe Preisfestsetzung werden da-
bei ein möglichst hoher Veräußerungsertrag und eine größtmögliche Stär-
kung der Eigenmittel erreicht. Die erworbenen eigenen Aktien dürfen dabei 
gegen Barzahlung nur zu einem Preis an Dritte verkauft werden, der sich 
vom Börsenpreis der Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum Zeit-
punkt der Veräußerung nicht wesentlich unterscheidet.
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Die endgültige Festlegung des Veräußerungspreises für eigene Aktien ge-
schieht zeitnah vor der Veräußerung der eigenen Aktien durch den Vor-
stand unter Zustimmung des Aufsichtsrats. Der Abschlag vom Börsenpreis 
zum Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung wird grundsätzlich nicht 
mehr als 5 % des aktuellen Börsenkurses betragen. Relevante Vermögens-
beeinträchtigungen der Aktionäre sind daher nicht zu befürchten.  

Die Interessen der Aktionäre werden bei der Veräußerung der eigenen 
 Aktien an Dritte gegen Barzahlung weitergehend dadurch geschützt, dass 
die unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußerten eigenen Aktien 10 % 
des Grundkapitals nicht übersteigen dürfen, und zwar weder 10 % des 
Grundkapitals, das im Zeitpunkt der Erteilung der Ermächtigung besteht, 
noch – falls dieser Wert geringer ist – 10 % des Grundkapitals, das im Zeit-
punkt der Ausnutzung der Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts 
besteht. Auf die vorgenannte 10 %-Grenze werden Aktien angerechnet, 
die während der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund anderer Ermächti-
gungen in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung von § 186 Absatz
3 Satz 4 AktG unter Bezugsrechtsausschluss veräußert oder ausgegeben 
wurden; anzurechnen sind ferner diejenigen Aktien, die zur Bedienung von 
Schuldverschreibungen oder Genussrechten mit Wandlungs- oder Options-
rechten bzw. einer Options- oder Wandlungspflicht ausgegeben werden bzw.
auszugeben sind, sofern diese während der Laufzeit dieser Ermächtigung 
auf Grund einer anderen Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts 
von der Gesellschaft oder einer unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheits-
beteiligungsgesellschaft der Gesellschaft in entsprechender Anwendung 
des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. So wird im Interesse 
der Aktionäre sichergestellt, dass durch einen etwaigen Bezugsrechtsaus-
schluss keine Verwässerung ihrer Beteiligung verursacht wird, die nicht im 
Rahmen eines Nachkaufs von Aktien über die Börse kompensiert werden 
könnte, wovon auch die insoweit zugrunde liegende Wertung des Gesetz-
gebers in § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgeht. Konkrete Pläne für ein Aus-
nutzen dieser Ermächtigung bestehen derzeit nicht. 

Der Vorstand wird im Falle der Ausnutzung der Ermächtigung die nächste 
Hauptversammlung über die Ausnutzung unterrichten. 

Ende der Tagesordnung
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II. Weitere Angaben / Hinweise 

1. Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre 
oder ihrer Bevollmächtigten 

Die Abhaltung der Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung, 
d.h. ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten  
(mit Ausnahme der/des Stimmrechtsvertreter(s) der Gesellschaft), ist  
gemäß § 1 des COVID-19-Gesetzes zulässig, wenn 

– die Bild- und Tonübertragung der gesamten Hauptversammlung erfolgt,

 – die Stimmrechtsausübung der Aktionäre über elektronische 
 Kommunikation (Briefwahl oder elektronische Teilnahme) sowie 
 Vollmachtserteilung möglich ist, 

 – den Aktionären eine Fragemöglichkeit im Wege der elektronischen 
Kommunikation eingeräumt wird, 

–  den Aktionären, die ihr Stimmrecht ausgeübt haben, in Abweichung 
von § 245 Nummer 1 AktG unter Verzicht auf das Erfordernis des Er-
scheinens in der Hauptversammlung eine Möglichkeit zum Widerspruch 
gegen einen Beschluss der Hauptversammlung eingeräumt wird. 

Der Gesetzgeber hat es dabei als zulässig angesehen, dass der Stimmrechts -
vertreter der Gesellschaft vor Ort an der Hauptversammlung als Vertreter 
von Aktionären physisch teilnimmt. 

Der Vorstand hat auf dieser Grundlage mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
entschieden, dass die Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktio-
näre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehalten
wird. Die Ausübung des Stimmrechts durch Aktionäre oder durch Bevoll-
mächtigte kann dabei ausschließlich 

–  im Wege der elektronischen Briefwahl oder 

–  durch Vollmachtserteilung an den von der Gesellschaft 
benannten Stimmrechtsvertreter erfolgen. 

Eine elektronische Teilnahme an der Versammlung durch Aktionäre 
oder durch Bevollmächtigte im Sinne von § 118 Absatz 1 Satz 2 AktG 
ist nicht möglich.



15 

Die gesamte Hauptversammlung wird in Bild und Ton über das passwort -
geschützte InvestorPortal der Gesellschaft, welches unter 

https://bmag-online.de/investor-relations/hauptversammlung

erreichbar ist („InvestorPortal“), übertragen.  

Aktionäre erhalten ihre Login-Daten zum InvestorPortal nach 
 erfolgter Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesitzes gem. den 
Bestimmungen in nachfolgender Ziffer II. 2.

Über das InvestorPortal können gem. den nachfolgenden Erläuterungen 
auch weitere Aktionärsrechte ausgeübt werden. 

2. Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung 
und die Ausübung des Stimmrechts 

Zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und zur Ausübung des 
Stimmrechts – persönlich oder durch Bevollmächtigte – sind nur diejenigen 
Aktionäre berechtigt, die sich vor der Hauptversammlung rechtzeitig anmelden
und ihren Anteilsbesitz nachweisen. Die Anmeldung bedarf der Textform  
(§ 126b BGB) und muss in deutscher oder englischer Sprache erfolgen.  

Nach Eingang der Anmeldung und des Nachweises des Anteilsbesitzes 
wird den Aktionären eine Anmeldebestätigung zusammen mit den 
Login-Daten für das InvestorPortal per Post übersandt.  

Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesitzes bei Aktien, 
die sich in einem Wertpapierdepot befinden 

Der Nachweis des Anteilsbesitzes ist bei Aktien, die sich in einem Wertpapier -
depot befinden, durch eine in Textform in deutscher oder englischer Sprache
durch das depotführende Institut erstellte Bescheinigung des Anteilsbesitzes
zu führen.  

Der Nachweis des Anteilsbesitzes hat sich auf den Beginn des 21. Tages vor 
der Hauptversammlung zu beziehen, also auf Freitag, den 7. August 2020, 
00:00 Uhr (Nachweisstichtag), und muss der Brüder Mannesmann Aktien-
gesellschaft ebenso wie die Anmeldung zur Hauptversammlung mindestens
sechs Tage vor der Versammlung, also bis spätestens Freitag, den 21. August
2020, 24:00 Uhr, unter folgender Adresse zugehen: 

Brüder Mannesmann Aktiengesellschaft 
c/o Computershare Operations Center 
80249 München 
Fax: +49 (0)89 / 30903-74675 
E-Mail: anmeldestelle@computershare.de
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Üblicherweise übernehmen die depotführenden Institute die erforderliche 
Anmeldung und die Übermittlung des Nachweises des Anteilsbesitzes für 
ihre Kunden, wenn diese sie entsprechend beauftragen. Die Aktionäre werden
daher gebeten, sich möglichst frühzeitig an ihr jeweiliges depotführendes 
Institut zu wenden.  

Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesitzes bei Aktien, die nicht 
in einem Wertpapierdepot verwahrt werden (effektive Stücke) 

Werden Aktien nicht in einem Wertpapierdepot, sondern als effektive Stücke 
verwahrt, und ist daher die Erstellung des Nachweises des Anteilsbesitzes 
durch ein depotführendes Institut nicht möglich, ist der Nachweis des Anteils -
besitzes dergestalt zu führen, dass die Aktien spätestens bis zum Ablauf des
22. Tages vor der Hauptversammlung, also bis Donnerstag, den 6. August 
2020, 24:00 Uhr, bei der Brüder Mannesmann Aktiengesellschaft oder bei 
einem deutschen Notar oder bei einer Wertpapiersammelbank hinterlegt 
werden. Die Hinterlegung ist bis mindestens einschließlich dem Beginn des 
21. Tages vor der Hauptversammlung, also bis Freitag, den 7. August 2020, 
00:00 Uhr, aufrechtzuerhalten und der Brüder Mannesmann Aktiengesell-
schaft durch eine Hinterlegungsbescheinigung nachzuweisen. Die Hinter -
legungsbescheinigung, die in deutscher oder englischer Sprache erstellt 
werden kann, muss der Brüder Mannesmann Aktiengesellschaft unter der 
vorgenannten Anschrift in Urschrift oder in beglaubigter Abschrift mindes-
tens sechs Tage vor der Hauptversammlung zugehen, also bis Freitag, den 
21. August 2020, 24:00 Uhr. Die Anmeldung hat auch in diesen Fällen unter
der vorgenannten Anschrift wie beschrieben bis Freitag, den 21. August 
2020, 24:00 Uhr, zu erfolgen. 

3. Stimmabgabe durch 
elektronische Briefwahl  

Die Ausübung des Stimmrechts kann im Wege elektronischer Kommuni -
kation erfolgen („Briefwahl“). Auch hierzu ist eine gem. den Bestimmungen
in vorstehender Ziffer II. 2. rechtzeitige Anmeldung und Nachweis des An-
teilsbesitzes erforderlich. Die Briefwahl kann (einschließlich Widerruf bzw. 
Änderung der Stimmabgabe) elektronisch unter Verwendung des von der 
Gesellschaft unter  

https://bmag-online.de/investor-relations/hauptversammlung

angebotenen InvestorPortals bis zum Beginn der Abstimmungen in der 
Hauptversammlung erfolgen. Die für den Zugang zum InvestorPortal erfor-
derlichen Login-Daten werden nach rechtzeitiger Anmeldung und Nach-
weis des Anteilsbesitzes gem. vorstehender Ziffer II. 2. übersandt. 
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4. Vollmacht und Weisung an Stimmrechtsvertreter 
der Gesellschaft 

Wir bieten unseren Aktionären zudem an, von der Gesellschaft benannte 
Stimmrechtsvertreter (Stimmrechtsvertreter) mit der Ausübung des Stimm-
rechts zu bevollmächtigen. Auch hierzu ist eine nach den vorstehenden 
 Bestimmungen in Ziffer II. 2. rechtzeitige Anmeldung und Nachweis des 
Anteilsbesitzes erforderlich.  

Soweit Stimmrechtsvertreter bevollmächtigt werden, müssen diesen Wei-
sungen für die Ausübung des Stimmrechts erteilt werden. Ohne entspre-
chende Weisung dürfen Stimmrechtsvertreter das Stimmrecht nicht aus-
üben. Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der 
Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform. 

Nach Eingang der Anmeldung und des Nachweises des Anteilsbesitzes 
 werden den Aktionären Formulare zur Vollmacht- und Weisungserteilung 
an die Stimmrechtsvertreter per Post übersandt. Vollmachten und Weisun-
gen an Stimmrechtsvertreter, die per Post, per Fax oder per E-Mail übermit-
telt werden, müssen bis spätestens 27. August 2020, 24:00 Uhr, unter fol-
gender Adresse zugehen: 

Brüder Mannesmann Aktiengesellschaft 
c/o Computershare Operations Center 
80249 München 
Fax: +49 (0)89 / 30903-74675 
E-Mail: anmeldestelle@computershare.de 

Die Bevollmächtigung der Stimmrechtsvertreter unter Erteilung ausdrück -
licher Weisungen kann zudem auf elektronischem Weg über das Investor-
Portal unter  

https://bmag-online.de/investor-relations/hauptversammlung

bis zum Beginn der Abstimmung in der Hauptversammlung erfolgen.  
Die für den Zugang zum InvestorPortal erforderlichen Login-Daten werden 
nach rechtzeitiger Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesitzes gem. 
 vorstehender Ziffer II. 2. übersandt. 

Für einen Widerruf der Vollmacht an von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter sowie für die Änderungen von Weisungen gelten die 
vorstehenden Angaben zu den Möglichkeiten der Übermittlung und zu den 
dabei einzuhaltenden Fristen entsprechend. 
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5. Stimmrechtsvertretung durch andere Personen als den 
 Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft bzw. Angaben nach 
§ 125 Absatz 1 Satz 4 AktG 

Das Stimmrecht kann auch durch einen anderen Bevollmächtigten, z.B. 
 einen Intermediär oder eine Aktionärsvereinigung, ausgeübt werden. Für 
die Erteilung von Vollmachten, ihren Widerruf und der Nachweis der Bevoll-
mächtigung gegenüber der Gesellschaft gelten die Bestimmungen der Sat-
zung und des Gesetzes. Auch diese Bevollmächtigten können das 
Stimmrecht in der virtuellen Hauptversammlung aber nur durch 
Briefwahl oder durch Bevollmächtigung der von der Gesellschaft be-
nannten Stimmrechtsvertreter ausüben.

6. Bild- und Tonübertragung 
der Hauptversammlung 

Die gesamte Hauptversammlung wird in Bild und Ton („HV-Stream“) über 
das InvestorPortal der Gesellschaft, welches unter 

https://bmag-online.de/investor-relations/hauptversammlung

erreichbar ist, übertragen. Am Tag der Hauptversammlung können recht -
zeitig angemeldete Aktionäre bzw. Bevollmächtigte eines rechtzeitig ange-
meldeten Aktionärs sich in das InvestorPortal mit ihren Login-Daten einloggen
und ab Beginn der Hauptversammlung den HV-Stream verfolgen. Die für 
den Zugang zum InvestorPortal erforderlichen Login-Daten werden nach 
rechtzeitiger Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesitzes gem. vorste-
hender Ziffer II. 2. übersandt.  

7. Fragerecht des Aktionärs 
in der Hauptversammlung  

Jeder Aktionär, der sich zu der Hauptversammlung gemäß den Bestimmungen
unter Ziffer II. 2. angemeldet und seinen Anteilsbesitz nachgewiesen hat, 
hat die Möglichkeit, Fragen an den Vorstand zu stellen. Der Vorstand hat 
auf Grundlage von § 1 Absatz 2 Satz 2, 2. HS COVID-19-Gesetz mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats entschieden, dass Fragen bis spätestens zwei 
Tage vor der Versammlung, also bis Dienstag, den 25. August 2020, 24:00 
Uhr (eingehend), elektronisch über das InvestorPortal der Gesellschaft unter 

https://bmag-online.de/investor-relations/hauptversammlung

einzureichen sind. Die für den Zugang zum InvestorPortal erforderlichen 
 Login-Daten werden nach rechtzeitiger Anmeldung und Nachweis des 
 Anteilsbesitzes gem. vorstehender Ziffer II. 2. übersandt. Der Vorstand 
 entscheidet gem. § 1 Absatz 2 Satz 2 COVID-19-Gesetz nach pflicht -
gemäßem, freiem Ermessen, welche Fragen er wie beantwortet.
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8. Erklärungen von Widersprüchen 
zu Protokoll 

Aktionäre, die ihr Stimmrecht selbst oder durch einen Bevollmächtigten im 
Wege der Briefwahl oder über den Stimmrechtsvertreter ausgeübt haben, 
haben vom Beginn bis zur Schließung der Hauptversammlung durch den 
Versammlungsleiter die Möglichkeit, über das InvestorPortal unter  

https://bmag-online.de/investor-relations/hauptversammlung

Widerspruch gegen die Beschlüsse der Hauptversammlung einzulegen.  
Die für den Zugang zum InvestorPortal erforderlichen Login-Daten werden 
nach rechtzeitiger Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesitzes gem. vor-
stehender Ziffer II. 2. übersandt. Widerspruch kann auch durch einen Be-
vollmächtigten eingelegt werden. Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 
 stehen hierfür aber nicht zur Verfügung.  

9. Anträge und Wahlvorschläge 
von Aktionären  

Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären sind an folgende Anschrift 
zu richten: Brüder Mannesmann Aktiengesellschaft, Hauptversammlung, 
Lempstraße 24, 42859 Remscheid, Telefax: +49 (0)2191 / 9370717, 
E-Mail: kontakt@bmag.de 

Zeitangaben 

Sämtliche Zeitangaben in dieser Einberufung erfolgen in 
mitteleuropäischer Sommerzeit (MESZ). 

Remscheid, im Juli 2020 
Brüder Mannesmann Aktiengesellschaft 
Der Vorstand

10. 
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Information für Aktionäre und Aktionärsvertreter zum Datenschutz 

Die Brüder Mannesmann Aktiengesellschaft verarbeitet als Verantwortlicher 
im Sinne von Art. 4 Nr. 7 Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) personen -
bezogene Daten, um den Aktionären und Aktionärsvertretern die Teilnahme
an der Hauptversammlung sowie die Ausübung ihrer Rechte im Rahmen der
Hauptversammlung zu ermöglichen sowie sonstigen rechtlichen Erforder-
nissen nachzukommen, denen sie im Zusammenhang mit der Hauptver-
sammlung unterliegt (z.B. Publikations- und Offenlegungspflichten). Die 
Brüder Mannesmann Aktiengesellschaft ist rechtlich verpflichtet, die Haupt-
versammlung der Aktionäre durchzuführen. Um dieser Pflicht nachzugehen,
ist die Verarbeitung der unten genannten Kategorien personenbezogener 
Daten unerlässlich. Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten ist für 
die Anmeldung zur und Durchführung der Hauptversammlung rechtlich 
zwingend erforderlich. Ohne Angabe der personenbezogenen Daten können
Aktionäre und ihre Vertreter an der Hauptversammlung nicht teilnehmen. 

Der Verantwortliche ist unter folgenden Kontaktmöglichkeiten erreichbar:  

Brüder Mannesmann Aktiengesellschaft, Lempstraße 24, 
42859 Remscheid, Telefax: +49 (0)2191 / 9370717  

Verarbeitet werden folgende personenbezogene Daten des jeweiligen 
 Aktionärs bzw. von Personen, die von einem Aktionär ermächtigt sind, im 
eigenen Namen das Stimmrecht für Aktien auszuüben: Name und Vorname,
Anschrift, ggf. E-Mail-Adresse (soweit mitgeteilt bzw. bekannt), Aktienanzahl,
Aktiengattung, Besitzart der Aktien (Eigenbesitz, Fremdbesitz oder Voll-
machtbesitz) und Nummer der Anmeldebestätigung. Ist ein Aktionärsver-
treter vorhanden, werden von diesem folgende personenbezogenen Daten 
verarbeitet: Name und Vorname sowie Anschrift. 

Soweit uns diese personenbezogenen Daten nicht von den Aktionären  
oder Aktionärsvertretern selbst im Rahmen der Anmeldung zur Hauptver-
sammlung, der Teilnahme an der Hauptversammlung oder aber der Stellung
eines Ergänzungsverlangens nach § 122 AktG oder der Übersendung eines 
Gegenantrags oder Wahlvorschlags nach §§ 126, 127 AktG übermittelt 
werden, übermittelt die Depotbank des betreffenden Aktionärs die perso-
nenbezogenen Daten an uns. 

Werden Gegenanträge oder Wahlvorschläge nach §§ 126, 127 AktG 
 gestellt, werden diese einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begrün-
dung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung auf der Internet-
seite der Gesellschaft und damit öffentlich zugänglich gemacht.  

Sofern ein Aktionär oder ein Vertreter von der Fragemöglichkeit nach  
§ 1 Absatz 2 Nr. 3 COVID-19-Gesetz Gebrauch macht oder sonst mit der 
Gesellschaft in Kontakt tritt, verarbeitet die Gesellschaft zudem diejenigen 
personenbezogenen Daten, die erforderlich oder sinnvoll sind, um etwaige 
Anliegen zu beantworten (etwa die von Aktionären oder ihren Vertretern 
angegebenen Kontaktdaten, wie zum Beispiel Telefonnummern bzw.  
E-Mail-Adressen). 
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In der Hauptversammlung ist gem. § 129 AktG das Teilnehmerverzeichnis 
vor der ersten Abstimmung allen Teilnehmern zugänglich zu machen. Das 
Teilnehmerverzeichnis enthält nach Maßgabe von § 129 AktG die dort ge-
nannten personenbezogenen Daten der Teilnehmer der Hauptversammlung 
bzw. des vertretenen Aktionärs, u.a. Namen und Wohnort sowie bei die 
Zahl der von jedem Anwesenden vertretenen Aktien unter Angabe ihrer 
Gattung. Jedem Aktionär ist zudem auf Verlangen bis zu zwei Jahren nach 
der Hauptversammlung Einsicht in das Teilnehmerverzeichnis zu gewähren. 

Die genannten Daten werden 3 Jahre nach Beendigung der Hauptver-
sammlung gelöscht, es sei denn, die weitere Verarbeitung der Daten ist im 
Einzelfall noch zur Bearbeitung von Anträgen, Entscheidungen oder rechtli-
chen Verfahren in Bezug auf die Hauptversammlung oder aus anderen 
Gründen erforderlich oder gesetzlich angeordnet. 

Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten ist für die Teilnahme 
an der Hauptversammlung und die Wahrnehmung der Rechte als Aktionär 
zwingend erforderlich. Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ist 
Art. 6 (1) c) DSGVO. 

Die Dienstleister der Gesellschaft (wie etwa HV-Agenturen, Rechtsanwälte 
oder Wirtschaftsprüfer), welche zum Zwecke der Ausrichtung der Haupt-
versammlung beauftragt werden, erhalten von der Gesellschaft nur solche 
personenbezogenen Daten, welche für die Ausführung der beauftragten 
Dienstleistung erforderlich sind und verarbeiten die Daten ausschließlich 
nach Weisung der Gesellschaft als Verantwortlichem. Alle Mitarbeiter der 
Brüder Mannesmann AG und die Mitarbeiter der beauftragten Dienstleister, 
die Zugriff auf personenbezogene Daten der Aktionäre haben und/oder 
diese verarbeiten, sind verpflichtet, diese Daten vertraulich zu behandeln. 

Betroffene Personen haben bei Bestehen der entsprechenden gesetzlichen 
Voraussetzungen ein Recht auf Auskunft (Art. 15 DSGVO), Berichtigung 
(Art. 16 DSGVO), Einschränkung (Art. 18 DSGVO), Widerspruch (Art. 21 
DSGVO), Übertragbarkeit (Art. 20 DSGVO) und Löschung (Art. 17 DSGVO) 
bezüglich ihrer personenbezogenen Daten. Diese Rechte können betroffe-
ne Personen gegenüber der Brüder Mannesmann Aktiengesellschaft unter 
den vorstehenden Kontaktdaten geltend machen. Zudem steht Aktionären 
und Aktionärsvertretern ein Beschwerderecht bei den Datenschutz-Auf-
sichtsbehörden nach Art. 77 DSGVO zu.  







Brüder Mannesmann Aktiengesellschaft 
Lempstraße 24 
42859 Remscheid 
Telefon: 02191-93707-0 
Telefax: 02191-30084 
E-Mail: kontakt@bmag.de 
Internet: www.bmag.de 


